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1. Kriegswirtſchaft und Umſatzſteuer 

Die Umſatzſteuer iſt mit dem volkswirtſchaft⸗ 
lichen Warenverkehr aufs engſte verknüpft. 
Anderungen im wirtſchaftlichen Waren⸗ 
umlauf ſind deshalb für die Umſatzſteuer beſtim⸗ 
mend. Jeder Wandel, der hier eintritt, wirkt fich unmittel⸗ 
bar auf die Umſatzſteuer aus. Die wirtſchaftspolitiſche Ent⸗ 
wicklung im Nationalſozialiſtiſchen Staat wird durch die 
Wirtſchaftslenkung beſtimmt. Sie hat zwei be- 
ſonders ausgeprägte Erſcheinungsformen: die 
Marktordnung und die Preisbindung. Die 
umſatzſteuerrechtliche Entwicklung der letzten Jahre iſt in der 
Hauptſache auf die Auswirkungen dieſer beiden Maßnahmen 
zurückzuführen. Es war die Aufgabe, die Umſatzſteuer mit 
der durch jene Maßnahmen geſchaffenen wirtſchaftspolitiſchen 
Lage in Einklang zu bringen. Dieſe Aufgabe konnte ohne 
erhebliche Einbrüche in das Umſatzſteuerrecht durchgeführt 
werden. Die wirtſchaftspolitiſchen Stellen haben großes 
Verſtändnis für die finanziellen Notwendigkeiten und die 
verwaltungsmäßigen Zweckmäßigkeiten gezeigt. 

Die Maßnahmen der Kriegswirtſchaft unter⸗ 
ſcheiden ſich von denjenigen der Friedenswirtſchaft nicht dem 
Grundſatz, ſondern nur dem Grad nach. Der National⸗ 
ſozialiſtiſche Staat hat vom erſten Tag der Machtergreifung 
an, alles was er tat, auch auf wirtſchaftlichem Gebiet auf die 
Verteidigung der Lebensrechte des Deutſchen Volkes ein⸗ 
geſtellt. Die Eingriffe der Staatsführung in den Wirtſchafts⸗ 
ablauf müſſen in der Kriegswirtſchaft ſehr viel einſchneiden⸗ 

er ſein als in der Friedenswirtſchaft. Die Nachfrage nach 


11. Umſatzſteuerpflicht der Arzte im Krieg, 

12. Schlepphilfe, 

13. Beförderungen mit Kraftfahrzeugen, 

14. Buchnachweis beim Großhandel, 

15. Organeigenſchaft bei Offenen Handelsgeſellſchaften, 

16. Abſetzbarkeit der Kriegszuſchläge auf Bier, Tabakwaren und 
Schaumwein, 

17. Verprobung von Kontrollmitteilungen, 

18. Ausgeſtaltung der Umſatzſteuererklärung, 

19. Ermittelung der Kleinbetragsgrenze, 

20. Umſatzſteuerſonderdienſtſtellen. 


Gütern aller Art ſteigt. Zahlloſe Maßnahmen, die man mit 
dem gemeinſamen Schlagwort „Rationaliſierung der Erzeu⸗ 
gung und der Verteilung“ zuſammenfaſſen kann, müſſen ge- 
kroffen werden. Dabei ſoll und muß der Lohn⸗ und Preis⸗ 
ſtand erhalten bleiben. Es ergeben ſich daraus die Bewirt⸗ 
ſchaftungsformen, die wir täglich in der Geſtalt des Karten⸗ 
ſyſtems, des Bezugſcheinſyſtems, der Kundenliſten und ahn- 
lichem ſehen. Solche Bewirtſchaftungsformen finden wir in 
allen Stufen der Wirtſchaft von der Erzeugung oder Cin- 
fuhr angefangen bis zur letzten Verteilerſtufe. Es iſt klar, 
daß ſich dabei bald mehr, bald weniger einſchneidende Folge⸗ 
rungen für die Umſatzſteuer ergeben. 

Dabei ift der Einfluß auf das Umſatzſteuer⸗ 
aufkommen am auffälligſten. Es iſt ſelbſtverſtändlich, 
daß in der Kriegswirtſchaft die Umſätze in der Ver⸗ 
brauchsgüterwirtſchaft zurückgeben müſſen. 
Das zeigt ſich zum Beiſpiel bei den Bäckern, Metzgern, Gaſt⸗ 
wirten uſw. Es zeigen fih dabei örtliche Verſchie⸗ 
denheiten, So werden die Umſätze dort wenig oder gar 
nicht zurückgehen oder ſogar anſteigen, wo ſich infolge des 
Kriegs eine größere Zahl von Verbrauchern neu einfindet, 
zum Beiſpiel in Gegenden, die von der Wehrmacht ſtark mit 
Truppen belegt werden oder in denen rüſtungswirtſchafk⸗ 
liche Betriebe neu errichtet oder erheblich verſtärkt werden 
„ie Um fätze der Inveſtittonsgüter⸗ 
induſtrie halten ſich oder ſteigen an. Tas tt am 
ſichtbarſten bei der eigentlichen Rüſtungsinduſtrie⸗ kuckt aher 
bei den Hilfsinduſtrien der Rüſtungsinduſtrie, zum Beiſpiel 
beim Maſchinenbau, nicht weniger deutlich in Erſcheinung. 
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Ein Leiſtungsaustauſch ift nicht gegeben, wenn der 
Zuſchuß nur bezweckt, den Unternehmer zu einem Verhalten 
anzuregen, das aus allgemein⸗wirtſchaft⸗ 
lichen Gründen erwünſcht iſt. In dieſen Fällen hat der 
Zuſchuß die Eigenſchaft einer Prämie. Jeder Unter⸗ 


nehmer, der das volkswirtſchaftlich erwünſchte Verhalten 
zeigt, kann den Zuſchuß bekommen. Solche Zuſchüſſe 


kommen meiſtens in der Landwirtſchaft vor. Es werden 
zum Beiſpiel Zuſchüſſe gegeben, wenn der Landwirt auf 
ſeinen Hof einen Grünfutterſilo errichtet, wenn er 
Wieſenland zu Ackerland umbricht, wenn er 
beſtimmte Früchte, wie Olfrüchte, anbaut, 
wenn er ſich eine nenzeitliche Düngeſtätte anlegt 
uſw. Es fehlt in ſolchen Fällen an einem Leiſtungs⸗ 
austauſch. Die Zuſchüſſe dienen nur dazu, die Wirt⸗ 
ſchaftsweiſe der Unternehmer in eine beſtimmte allgemein— 
wirtſchaftlich erwünſchte Richtung zu lenken. 


4. Materialgeſtellung durch den Auftraggeber bei der Werk— 
lieferung 


Kann man einen Leiſtungsaustauſch feſtſtellen, ſo iſt 
oft zweifelhaft, welchen Umfang der Leiſtungsaus— 
tauſch hat. 


Beiſpiel: 


Eine Kleinwohnungsbaugeſellſchaft hatte auf eigenem 
Grundſtück Wohnungsbauten errichten laſſen. Der Bau- 
unternehmer hatte die Bauten ſchlüſſelfertig zu liefern. 
Die Kleinwohnungsbaugeſellſchaft beſchaffte einen Teil 
der Bauſtoffe ſelbſt, weil es ihr leichter als dem Bau⸗ 
unternehmer möglich war, dieſe zu erhalten. Der Bau⸗ 
unternehmer erhielt den vereinbarten Geſamtpreis ab⸗ 
züglich des Preiſes für die zur Verfügung geſtellten 
Bauſtoffe. Das Finanzamt zog die Baugeſellſchaft wegen 
der Lieferung dieſer Bauſtoffe an den Bauunternehmer 
zur Umſatzſteuer heran. Der Reichsfinanzhof hat dieſe 
Heranziehung nicht gebilligt.) Er ift der Meinung, daß 
die Baugeſellſchaft den Bauunternehmer nicht befähigen 
wollte und auch nicht befähigt hat, im eigenen Namen 
über die Bauſtoffe zu verfügen. Es ſei weder eine Liefe⸗ 
rung noch eine ſonſtige Leiſtung im Sinn des Umſatz⸗ 
ſteuergeſetes gegeben. Die Leiſtung des Bauunter⸗ 
nehmers beſchränke ſich auf die Lieferung der ſchlüſſel— 
fertigen Bauten unter Ausſchaltung der von der Muf- 
traggeberin ſelbſt beigebrachten Bauſtoffe. 


Eine ähnliche Entſcheidung hatte der Reichsfinanzhof 
ſchon im Jahr 1934 gefällt.) Damals drehte es ſich nicht 
um die Steuerpflicht des A uftraggeber3, ſondern 
um die des beauftragten Unternehmers. Ein 
Tiſchlermeiſter hatte für eine Stadtverwaltung Zenter: 
rahmen liefern müſſen. Tie Stadtverwaltung kaufte das 
erforderliche Holz ein und ſtellte es dem Tiſchlermeiſter zur 
Verfügung. Damals war ſtreitig, ob der Tiſchlermeiſter den 
Wert des Holzes von dem in Rechnung geſtellten Geſamt⸗ 
preis für die Fenſterrahmen abziehen konnte. Die Ent- 
ſcheidung lautete damals im gleichen Sinn wie in der 
neueren Entſcheidung. Der Preis des Holzes war von dem 
Entgelt abzuziehen. Es heißt aber in dem alten Urteil: 
„ . . eine andere Beurteilung könne nur eintreten, wenn der 
Auftraggeber (alſo die Stadtverwaltung) ſelbſt Holzhändler 
wäre und den Auftrag dazu benutzte, im Rahmen ſeines 
eigenen Gewerbes wie an jeden andern ſeiner Kunden ſo 
auch an den Tiſchlermeiſter ſeine Ware abzuſetzen“. Wäre 
der Fall ſo gelagert geweſen, ſo hätte der Reichsfinanzhof 
damals anders entſchieden. Der Hinweis auf eine ſolche 
mögliche andere Geſtaltung der Sachlage fehlt in dem 
neueren Urteil. Es iſt deshalb die Frage aufgeworfen 
worden, ob nunmehr allgemein und unein- 
geſchränkt in der Zurverfügungſtellung von Stoffen 

2) Hinweis auf das Urteil des NFO vom 3. November 1939 
-— V 48/38 — NSIBI 1940 S. 22. 

2) Hinweis auf das Urteil vom 19. November 1934 — V 642/83 
-- SER 1936 S. 189. 
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durch einen Auftraggeber keine Lieferung des Auftrag⸗ 
gebers an den von ihm beauftragten Herſteller einer Werk⸗ 
lieferung erblickt werden ſoll. 


Man wird in dieſen Fällen an der Unterſcheidung feſt⸗ 
halten müſſen, die das Urteil vom Jahr 1934 gemacht hat. 
Sprechen alle Umſtände dafür, daß der auftraggebende 
Unternehmer nur deshalb auf die Verwendung der von ihm 
zur Verfügung geſtellten Materialien Wert legt, weil er ver- 
hindern will, daß ſeine eigene Konkurrenz an den 
für ihn ſelbſt beſtimmten Waren verdient, dann wird man 
auch weiterhin eine Lieferung annehmen mijjen.) Das 
neuere Urteil wird deshalb nicht anzuwenden ſein, wenn der 
Beſteller jelbft Herſteller der benötigten Stoffe, zum 
Beiſpiel der Bleche, Ziegelſteine u. dgl., iſt oder damit 
handelt. Wenn aber der Beſteller aus anderen Gründen, 
insbeſondere infolge der Rohſtoffbewirtſchaftung 
oder aus ſonſtigen kriegsbedingten Gründen, die 
Stoffe ſelbſt beſchaffen muß, wird man das neuere Urteil 
anwenden. Eine nochmalige Überprüfung der Frage durch 
den Reichsfinanzhof iſt in die Wege geleitet. 


5. Delkredere-Proviſion bei Einkaufsvereinigungen 

In dem Beiſpiel des Abſchnitts 4 war die Frage nach 
dem Umfang der Leiſtung aufgeworfen worden. In dem 
folgenden Beiſpiel wird nach dem Inhalt der Leiſtung 
gefragt. 


Auf verſchiedenen Wirtſchaftsgebieten haben ſich die 
Unternehmer zu Einkaufsvereinigungen zuſam⸗ 
niengeſchloſſen. Dieſe Einkaufsvereinigungen bezwecken, 
durch gemeinſchaftlichen Einkauf die Einkaufs menge zu 
vergrößern, um dadurch ihre Einkaufs preiſe zu 
vermindern. 


Eine einheitliche Lieferung eines größeren Waren⸗ 
poſtens an eine Mehrheit von Abnehmern iſt jedoch nur 
dann gegeben, wenn die Kreditwürdigkeit der Abnehmer⸗ 
gemeinſchaft nicht durch Kredit un würdigkeit einzelner 
ihrer Mitglieder gefährdet iſt. Es iſt deshalb in dieſen 
Fällen üblich, daß die Einkaufs gemeinſchaft das 
Delkredere gegenüber den Lieferern übernimmt. 


Die Dinge ſpielen ſich in der Regel etwa folgender⸗ 
maßen ab: Die Mitglieder der Einkaufsvereinigung beſtellen 


Jede Beſtellung wird der Einkaufsvereinigung angezeigt. 
Dieſe genehmigt die Beſtellung und übernimmt damit 
das Delkredere. Die Ware geht unmittelbar vom 
Lieferer an den Beſteller. Die Rechnung geht zu Händen 
der Einkaufsvereinigung. Die Einkaufsvereinigung zieht den 
Rechnungsbetrag vom Beſteller ein und führt ihn an den 
Lieferer ab. Sie behält ſich dabei einen Leiſtungs⸗ 
bonus, eine Delkredereproviſion und einen 
Skonto ein. 


Die Beurteilung des Skontos bietet dabei keine Schwie⸗ 
rigkeit. Der Skonto wird für friſtgemäße Barzahlung 
gewährt. Es ift ein Preis nadlak für frühzeitige Bal- 
lung. Er mindert das Entgelt. Der Skonto kommt dem 
Beſteller zugute. Den Leiſtungsbonus und die Delfredere- 
proviſion behält die Einkaufs vereinigung jelbit. 
Es fragt ſich, ob dieſe Beträge das umſatzſteuerliche Entgelt 
des Lieferers mindern. Die Frage iſt zu verneinen. 
Der Leiſtungsbonus iſt eine Vermittlungspro⸗ 
viſion. Die Delkredereproviſion iſt eine Vergütung, die 
der Lieferer für die Übernahme des Delkredere 
gewährt. Beide Proviſionen ſind deshalb Geſchäfts⸗ 
ſpeſen des Lieferers, die das Entgelt für die Waren⸗ 
lieferung nicht mindern. 


) Hinweis auf Reinhardt, Die Umſatzſteuer in der Praxis, 
Abſchnitte 33 und 42. 
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6. Mitgliederbeiträge bei Züchtervereinigungen 

Eine Frage des Leiſtungsaustauſchs iſt auch gegeben, 
wenn zweifelhaft ift, ob Einnahmen, die den Namen „Mit⸗ 
gliederbeitrag“ tragen, umſatzſteuerpflichtig ſind oder 
nicht. Ein Mitgliederbeitrag iſt gegeben, wenn das Mitglied 
eines Vereins, einer Geſellſchaft uſw., auf Grund des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags Zahlungen an die Geſellſchaft bewirkt, um 
ſie in die Lage zu verſetzen, ihren ſatzungsgemäßen 
Zwecken zu entſprechen. Ein Mitgliederbeitrag iſt nicht 
gegeben, wenn das Mitglied etwas für eine beſondere 
Leiſtung des Vereins an das Mitglied bezahlt. Die 
Grenze zwiſchen nicht ſteuerbarem Mitgliederbeitrag und 
ſteuerbarem Leiſtungsaustauſch iſt oft ſchwer zu erkennen. 


Die Frage ſpielt eine beſondere Rolle bei den Züch⸗ 
terberbänden in der Landwirtſchaft. Die Züchterver⸗ 
bände haben die Aufgabe, die Viehhaltung ihrer Mit⸗ 
glieder zu fördern. Zur Erfüllung dieſer Aufgabe müſſen 
ſowohl Leiſtungen allgemeiner Art (zum Beiſpiel Be⸗ 
ſchicken und Beſuch von landwirtſchaftlichen Ausſtellungen) 
als auch beſondere Leiſtungen an die Mitglieder bewirkt 
werden, zum Beiſpiel tierärztliche Unterſuchungen und ähn⸗ 
liches. Es iſt deshalb bei den Züchterverbänden beſonders 
ſchwierig, die Leiſtungen, die allgemeine Leiſtungen des Ver⸗ 
eins ſind, abzugrenzen von denjenigen, die Sonderleiſtungen 
gegenüber den einzelnen Mitgliedern darſtellen. 


Die Art der Beitragsentrichtung bildet in anderen 
Fällen oft ein gutes Kennzeichen. In der Regel werden die 
Mitgliederbeiträge zu den allgemeinen Set, 
ſtungen des Vereins verwendet, die Sonderleiftun- 
gen des Vereins aber müſſen von den Mitgliedern be- 
ſonders bezahlt werden. Bei den Züchterverbänden 
verſagt dieſe Beurteilungsweiſe, weil es üblich iſt, die 
Höhe des Mitgliederbeitrags an die Zahl des gehaltenen 
Viehs zu knüpfen. Die Sonderleiſtungen des Vereins ent⸗ 
ſprechen naturgemäß wieder der Anzahl des Viehs. Werden 
aber in ſolchen Fällen Sonderleiſtungen überhaupt nicht be⸗ 
ſonders vergütet, ſo muß angenommen werden, daß der als 
Mitgliederbeitrag gezahlte Betrag auch Entgelte für 
Sonderleiſtungen enthält. Es bleibt dann nur 
übrig, von der Leiſtungsſeite her der Frage beizukommen. 
Die Beiträge müſſen aufgeteilt werden in die Beträge, 
die zu den allgemeinen Leiſtungen des Vereins verwendet 
werden, und in die, die zur Bewirkung von Sonderleiſtungen 
benutzt werden. Die erſteren Beträge ſind als nichtſteuerbare 
Mitgliederbeiträge zu behandeln. Die zweitgenannten Be⸗ 
träge find als Entgelte für Sonderleiſtungen zur Umſatz⸗ 
ſteuer heranzuziehen. Es beſtehen keine Vedenken, bei 
kleineren Vereinigungen die Entgelte für Sonderleiſtungen 
durch eine angemeſſene Pauſchalierung der Geſamt⸗ 
einnahmen zu ermitteln. Eine derartige Aufteilung oder 
Pauſchalierung ift jedoch nicht vorzunehmen, wenn der aus» 
zuſcheidende Betrag nur geringfügig iſt. 


7. Beſeitigung der Zollausſchlüſſe 

Ein Finanzamt hat vorgeſchlagen, die Steuerfreiheit in 
den Zollausſchlüſſen zu beſeitigen, weil ſie volks⸗ 
wirtſchaftlich nicht gerechtfertigt ſei. Die Zollausſchlüſſe ge⸗ 
hören nicht zum umſatzſteuerlichen Inland. Die in ihnen 
bewirkten Umſätze ſind deshalb nicht „ſteuerfrei“, ſondern 
„nicht ſteuerbar“. Sie werden wie Umſätze, die ſich im Aus⸗ 
land abgeſpielt haben, behandelt. Warum iſt dieſe Regelung 
getroffen worden? 

Urſprünglich galt das Umſatzſteuergeſetz im ganzen 
Reichsgebiet, alſo auch in den Zollausſchlüſſen. Erſt im 
Jahr 1931 wurden die Zollausſchlüſſe aus dem Gebiet des 
umſatzſteuerlichen Inlands ausgeſchaltet. Damals wurde die 
Umſatzausgleichſteuer eingeführt. Die Umſatz⸗ 
ausgleichſteuer ift eine Umſatzſteuer, die bei der Einfuhr 
erhoben wird. Es iſt zweckmäßig, dieſe Einfuhrumſatzſteuer 
durch die Zollſtellen erheben zu laſſen. Die Zollſtellen 
können aber nur an den inneren Grenzen eines Boll- 
ausſchlußgebiets tätig ſein. Es war deshalb notwendig, den 
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Begriff der Einfuhr für die Ausgleichſteuer genau fo zu 
beſtimmen wie im Zollrecht. Es mußten die Zoll- 
aus ſchlüſſe wie im Zollrecht zum Ausland gerechnet 
werden. Das gleiche mußte für die Beſteuerung der Liefe⸗ 
rungen oder ſonſtigen Leiſtungen und des Eigenverbrauchs 
geſchehen. Es wäre ſonſt der Fall eingetreten, daß ſich an 
einen oder mehrere ſteuer pflichtige Umſätze im Zoll⸗ 
ausſchluß noch die Einfuhr umſatzſteuer an- 
geſchloſſen hätte. Das wäre die Folge, wenn wir für 
die Ausgleichſteuer und für die übrige Umſatzſteuer zwei 
verſchiedene Inlandsbegriffe hätten. 


Es kommt aber noch ein weiteres hinzu. Zollausſchlüſſe 
pflegen in der Regel mit Häfen verbunden zu ſein. Sie 
führen dann den Namen „Freihafen“. Freihäfen haben 
den Zweck, gewiſſe mit der Einfuhr oder Ausfuhr in un⸗ 
mittelbarem wirtſchaftlichen Zuſammenhang ſtehende 
Warenverkehre fich abgabenrechtlich un bela "et abſpielen 
zu laffen. Sie dienen der Förderung des Ein- und Aus⸗ 
fuhrhandels. Es würde aber eine Erſchwerung des Ein⸗ 
und Ausfuhrhandels bedeuten, würde man in den Zoll⸗ 
ausſchlüſſen Abgaben auf den Warenverkehr erheben. Es 
iſt deshalb nicht richtig, zu ſagen, daß die Nichterhebung 
der Umſatzſteuer in den Zollausſchlüſſen volkswirtſchaftlich 
nicht gerechtfertigt ſei. Man iſt bei der Errichtung von Roll- 
ausſchlüſſen febr zurückhaltend. Dadur ch wird 
allen Erforderniſſen entſprochen, die finanziell not- 
wendig ſind. 


Es iſt allerdings richtig, daß in den Zollausſchlüſſen 
auch einige Umſätze vorkommen, die mit der Einfuhr oder 
Ausfuhr wenig oder nichts zu tun haben, ſo zum Beiſpiel, 
wenn Kantinenumſätze und ähnliches in den Zoll⸗ 
ausſchlüſſen vorkommen. Es lohnt ſich aber nicht, für dieſe 
Umſätze eine beſondere geſetzliche Regelung zu treffen. 
Mißbräuchen kann auf Grund des § 6 des Steueranpaſſungs⸗ 
geſetzes entgegengetreten werden. Ein Mißbrauch würde 
zum Beiſpiel vorliegen, wenn ein Juwelier, der ein koſt⸗ 
bares Juwelenſtück im Einzelhandel verkaufen will, der 
Umſatzſteuerpflicht dadurch zu entgehen ſucht, daß er ſich mit 
ſeinem Kunden in den Freihafen begibt und ihm dort das 
Schmuckſtück übergibt. In einem ſolchen Fall wäre die 
Steuerpflicht auf Grund des § 6 StAnp® auszuſprechen. 


8. Beſeitigung des ermäßigten Steuerſatzes für den Grof; 
handel 


Ein Finanzamt hat vorgeſchlagen, den Steuerſatz von 
½ b. H. für den Großhandel zu ſtreichen. Ein er⸗ 
mäßigter Steuerſatz ſei für den Großhandel nicht mehr er⸗ 
forderlich. Die Überwachung der Vorausſetzungen, die für 
die Anwendung des ermäßigten Steuerſatzes vorgeſchrieben 
ſind, ſeien eine erhebliche Verwaltungserſchwerung. 


Es wäre in der Tat verwaltungsmäßig das einfachſte, 
wenn wir keine Steuerbefreiung und nur einen Stener 
ſatz hätten. Es ſind aber weder die Steuern noch die Ver⸗ 
waltung der Steuern Selb ſtzweck. Die Beſteuerung hat 
die Aufgabe, dem Staat die Einnahmen zu ſchaffen, die er 
zur Erfüllung ſeiner Aufgaben braucht. Die Erhaltung des 
Lebens der Nation iſt die Aufgabe des Staates. Die Be⸗ 
ſteuerung darf die Erfüllung dieſer Aufgabe nicht hemmen, 
ſie muß die Erfüllung dieſer Aufgabe fördern. Die 
Um ſatzbeſteuerung muß deshalb die Umſätze 
ſchonen, die für das Leben des Staates beſonders bedeu⸗ 
tungsvoll ſind. Aus dieſem Erfordernis ergeben ſich die 
Befreiungen und Ermäßigungen bei der Um⸗ 
ſatzſteuer. Verwaltungsſchwierigkeiten ſind mit jeder Steuer⸗ 
befreiung und Steuerermäßigung verbunden. Sie müſſen 
des Staatsganzen wegen in Kauf genommen werden. 


Es ift nicht richtig, daß der ermäßigte Steuer- 
ſatz für den Großhandel nicht mehr zwingend er⸗ 
forderlich ſei. Der Großhandel hat die Aufgabe, die 
Waren von den Herſtellern abzunehmen und auf die Einzel⸗ 
händler zu verteilen. Der Großhandel iſt die mittlere 
der drei großen Wirtſchaftsſtufen Herſtellung, Großhandel, 
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Einzelhandel. Dieſe mittlere Stufe ſchonen wir ſteuer⸗ 
lich. Wir tun das, weil dieſe Stufe die kleinſte Ver⸗ 
dienſtſpanne aufzuweiſen hat. Je kleiner die Ber- 
dienſtſpanne iſt, deſto empfindlicher muß die Auf⸗ 
erlegung einer ſteuerlichen Warenſpeſe, wie die Um⸗ 
ſatzſteuer es iſt, wirken. Würden wir den ermäßigten Groß⸗ 
handelſtenerſatz beſeitigen, fo würden wir unfer Preig- 
gefüge an einem ferner einpfindlichſten Punkte treffen. 


Es gibt allerdings einige Unternehmer, ja es gibt viel- 
leicht einige Wirtſchaftszweige, deren ſteuerliche Leiſtungs⸗ 
fähigkeit ſo groß iſt, daß ſie ohne Preisänderungen vom er⸗ 
mäßigten zum vollen Steuerſatz übergehen könnten. Wollte 
man dieſe Gruppen von Unternehmern umſatzſteuerlich 
höher erfaſſen, ſo würde man beſondere Merkmale dafür 
aufſtellen müſſen. Die Anwendung dieſer Merkmale würde 
aber nur neue Verwaltungsſchwierigkeiten mit 
ſich bringen. Die mit dem Vorſchlag des Finanzamts er: 
ſtrebte Verwaltungsvereinfachung würde jedenfalls nicht 
eintreten. Zudem würde eine ſolche Regelung umſatz⸗ 
ſteuerlich an das Merkmal der perſönlichen Leiſtungs⸗ 
fähigkeit anknüpfen. Die perſönliche Leiſtungsfähigkeit des 
Unternehmers ift aber ein Steuermerkmal, das der Um- 
ſa tz ſteuer grundſätzlich Fremd ift. 


9. Vermietungen 


§ 4 Ziffer 10 UStG gemäß ift die Vermietung 
und Verpachtung von Grundſtücken und Grundſtücks⸗ 
teilen umſatzſteuerpflichtig. Es iſt die Frage auf⸗ 
geworfen worden, wann eine „Vermietung oder Ver- 
pachtung von Grundſtücken oder Grundſtücksteilen“ gegeben 
iſt. Die Rechtſprechung hat dazu ſchon früh den Satz heraus⸗ 
gearbeitet, daß Steuerfreiheit immer dann gegeben ſei, 
wenn ein Vertragsverhältnis vorliegt, das nach bürgerlichem 
Recht unter die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
über die Miete fällt. Es iſt damit eine eindeutige und klare 
Abgrenzung gefunden worden. Es iſt aber nicht zu leugnen, 
daß dieſe Beurteilungsweiſe der ſon ſt im Umſatzſteuer⸗ 
recht eigentümlichen widerſpricht. Wir fragen im 
Umſatzſtenerrecht ſonſt nie nach der Rechtsnatur und dem 
Inhalt eines Vertrags. Wir fragen immer nur nach 
dem Inhalt der Leiſtung und richten danach die 
ſtenerliche Beurteilung. Wer gewohnt iſt, dieſe 
Betrachtungsweiſe zugrunde zu legen, der muß in manchen 
Fällen zweifeln, ob die bhürgerlich-rechtliche Betrachtunas⸗ 
weiſe der Vermietung in allen Fällen den Abſichten des Ge- 
fege gerecht wird. Stellt man nämlich die Frage nach dem 
Inhalt der Loiſtung, fo findet man oft, daß das Wirt- 
ſchaftsaut, auf das es dem Abnehmer ankommt und das den 
weſentlichen Inhalt der Leiſtung darſtellt, etwas anderes 
als eine Raumüberlaſſung tft. Eine Raumüber⸗ 
laſſung iſt mit dieſer anderen Leiſtung nur mehr oder 
weniger zufällig verbunden. Es kommen dabei zwei 
Löſungsmöalichkeiten in Betracht. Man behandelt den 
ganzen Vorgana als etwas anderes als Miete, zieht alſo 
das geſamte Entgelt zur Umſatſteuer heran, oder 
man teiftanf Man ermittelt oder ſchätzt, welcher Teil 
des Entgelts auf die Raumüherlaſſung und melher auf die 
übrige Leiſtung entfällt. Wie in dieſen Fällen zu ber- 
fahren iſt, hat die Rechtſprechung bisher noch nicht eindeutig 
geklärt. Sie ift, abweichend von dem Grundſatz. die 
bürgerlich⸗rechtliche Betrachtungsweiſe zugrunde zu legen, 
auch einmal zu der Auffaſſung gekommen, daß die Raum⸗ 
überlaſſung als nebenſächlich beiſeite zu ſchieben ift) 
Eine Klinik war an ein Stadtverwaltung vermietet worden. 
Die Vermioterin ſtellte außer den Räumen auch die Cin- 
richtung, wie Bettwäſche und Handtücher, zur Verfügung 
und übernahm die volle Verpflegung der Kranken. Die 
Stadtverwaltung ihrerſeits ſtellte den Arzt und das Pflege— 
perſonal, die Leibwäſche der Kranken und beſtimmte die Art 
und den Umfang der Verpflegung. Der Reichsfinanzhof hat 


3) Hinweis auf das Urteil vom 27. Oktober 1939 — V 487/37 
— REINE 1939 S. 1220. 
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in dieſem Fall entſchieden, daß die Befreiungsvor⸗ 
ſchrift für Grundſtücksvermietungen nicht in Anſpruch 
genommen werden könne. Der Vertrag, der den Inhalt 
der Leiſtung der Vermieterin beſtimmt, ſei ein gemiſchter 
Vertrag. Er enthalte auch die Verpflichtung, Räume zur 
Verfügung zu ſtellen. Dieſe Verpflichtung trete aber zurück 
gegenüber der überwiegenden, für das Vertragsganze 
weſentlichen Verpflichtung, den ganzen verwaltungsmäßigen 
Teil des Klinikbetriebes zu führen. Der Vertrag 
könne nur einheitlich beurteilt und nicht als Mietvertrag 
angeſehen werden. Es ſei deshalb in vollem Umfang 
Steuerpflicht gegeben. E 

Dieſe Eutſcheidung kann vielleicht die Brücke bilden zu 
anderen Fällen, in denen eine endgültige Klärung durch die 
Rechtſprechung noch nicht gewonnen wurde. Das Haupt⸗ 
beiſpiel dafür iſt die überlaſſung von Kegelbahnen in 
Gaſtſtätten. Wir haben mehrere hunderttauſend Gaſtwirte 
im Reich, die an ihre Gäſte gegen entſprechende Vergütung 
die Kegelbahnen überlaſſen. Es iſt meines Wiſſens noch 
kaum einem Gaſtwirt eingefallen, für das ſogenannte Kegel⸗ 
bahngeld Umſatzſteuerfreiheit wegen Vermietung in 
Anſpruch zu nehmen. 


Es fragt ſich, welche rechtliche Begründung 
man dafür geben kann. Ein ſteuerlich einleuchtender Unter⸗ 
ſchied zwiſchen den Entgelten, die für die Benutzung eines 
Billards, und den Entgelten, die für die Benutzung einer 
Kegelbahn gewährt werden, läßt ſich nicht finden. Beiden 
Arten von Umſätzen iſt gemeinſam, daß innerhalb der 
Betriebsräume der Gaſtwirtſchaft eine beſondere Be⸗ 
triebseinrichtung (das Billard, die Kegelbahn) einigen 
Gäſten zur Verfügung geſtellt wird. Die Gäſte müſſen für 
dieſe beſondere Bereitſtellung eine beſondere Vergütung 
entrichten. In beiden Fallen liegt der weſentliche Inhalt der 
Leiſtung nicht in der Zurverfügungſtellung eines Raums, 
ſondern in der Überlaſſung eines Spielgeräts. 
Nun wird man ſagen können, das allein reiche zur Be⸗ 
gründung der Steuerpflicht noch nicht aus. Es würden auch 
ſonſt Spiel⸗ oder Sportgeräte in Verbindung mit Räumen 
überlaſſen und man könne dort ſehr wohl ein eigentliches 
Mietverhältnis annehmen, ſo zum Beiſpiel bei der Über⸗ 
laſſung von Tennisplätzen. Man kann in der Tat zweifeln, 
ob hierbei nicht. Umſatzſteuerfreiheit zu gewähren iſt. Auch 
dieſe Frage harrt noch der endgültigen Klärung. Die 
ſonſtige Verſchaffung von Spielgelegenheiten unterſcheidet 
ſich aber von der Kegelbahn dadurch, daß die Kegelbahn 
Teil des gaſtwirtſchaftlichen Gewerbe⸗ 
betriebs iſt und bleibt. Der gaſtwirtſchaftliche Gewerbe⸗ 
betrieb geht in der Kegelbahn weiter vor ſich, auch wenn 
ein Kegelklub dort kegelt. Dieſe Zugehörigkeit zum gaſtwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieb macht deutlich, daß der weſentliche Ver⸗ 
tragsinhalt nicht auf überlaſſung von Räumen geht, ſondern 
auf die bevorzugte Benutzung eines Teils des gaft- 
wirtſchaftlichen Betriebs. 


Hält man dieſen Satz für richtig, ſo folgt daraus, daß 
auch bei anderen Fällen, in denen eine Abſpaltung aus 
einem Betrieb gewerblicher Art erfolgt, Umſatzſteuer⸗ 
pflicht eintritt ohne Rückſicht darauf, ob mit einer ſolchen 
Abſpaltung eine Raumüberlaſſung verbunden iſt oder nicht. 
Wenn zum Beiſpiel ein Gaſtwirt einem Zigaretten⸗ 
händler geſtattet, innerhalb der Gaſtwirtſchaft 
ſeine Zigaretten zu vertreiben, ſo kann es keinen Unterſchied 
machen, ob dieſer Zigarettenvertrieb in der Weiſe erfolgt, 
daß der Händler von Tiſch zu Tiſch ſeine Zigaretten 
anbietet oder ob er in einer Niſche oder Ecke des Lokals 
einen beſonderen Zigaretten ſtand errichtet. Auch hier iſt 
ein ſteuerlich bedeutſamer Unterſchied zwiſchen den beiden 
Arten, in denen der Gaſtwirt dem Zigarettenhändler ge- 
ſtattet, innerhalb des gaſtwirtſchaftlichen Betriebs fein 
Zigarettengeſchäft zu betreiben, nicht zu erkennen. Weſentlich 
ift hierbei, daß die Ausübung des Gewerbebetriebs 
des einen innerhalb der normalen Grenzen des Ge⸗ 
werbebetriebs des andern erfolgt. Wir miiſſen daber 
unter „Gewerbebetrieb“ nicht die gewerbliche Tätigkeit im 
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des § 2 des Umſatzſteuergeſetzes verſtehen, ſondern 
Betrieb gewerblicher Art im Sinn der gewerberecht⸗ 
lichen Vorſchriften. Eine derartige Abſpaltung findet deg- 
halb nicht ſtatt, wenn das Hauptunternehmen aus- 
ſchließ lich darauf gerichtet ift, Gelegenheit zur Aus- 
übung des Gewerbebetriebs anderer zu geben. Das iſt zum 
Beiſpiel der Fall in Ausſtellungen, Meſſen u. dgl. 
Hier beſteht das Weſen des Ausſtellungs- oder Meſſeunter⸗ 
nehmens gerade darin, anderen Unternehmern die Aus- 
übung ihres Gewerbes unter beſonderen Umftänden, eben 
denen einer Meſſe oder Ausſtellung, zu geſtatten. Man 
wird hier von einer Abſpaltung des Gewerbebetriebs 
in dem angedeuteten Sinn nicht ſprechen können und des— 
halb die Standgelder umſatzſteuerfrei laſſen müſſen.“ 


10. Entnahme von Betriebsgrundſtücken 


Die Zweifel, die wir ſoeben berührt haben, knüpfen ſich 
an die Frage nach dem Inhalt der Leiſtung. Welchen In⸗ 
halt muß eine Leiſtung haben, damit ſie unter eine Befrei— 
ungsvorſchrift fallen kann? Die gleiche Frage taucht bei der 
Entnahme von Betriebsgrundſtücken auf. Iſt 
die Entnahme von Vetriebsgrundſtücken ſteuerpflichtiger 
Eigenverbrauch oder nicht? 


Es liegt hier eine Entſcheidung des Reichsfinanzhofs 
vor.“) Dieſe ſagt: Wenn ein Grundſtück veräußert wird, jo 
fällt dieſer Vorgang unter die Grunderwerbſteuer. Es iſt 
deshalb § 4 Ziffer 9 des Umſatzſteuergeſetzes gemäß Umſatz⸗ 
ſteuerfreiheit gegeben. Wird ein Grundſtück aus dem 
Unternehmen für Zwecke des Privatlebens entnommen, 
ſo kann es nicht gut anders beurteilt werden, ſelbſt wenn 
dieſer Vorgang nicht der Grunderwerbſteuer unterliegt. 


Dieſe Entſcheidung führt aber in gewiſſen Fällen zu 
einem unbefriedigenden Ergebnis. Wenn ſich jemand ein 
Grundſtück kauft und darauf ein Haus errichten läßt, ſo iſt 
dieſes Haus mit der Umſatzſteuer belaſtet; denn der Bau⸗ 
unternehmer, der das Haus errichtete, ift umſatzſtenerpflich— 
tig. Errichtet aber ein Bauunternehmer auf ſeinem 
Betriebsgrundſtück ein Haus und entnimmt er ſodann 
dieſes Haus dem Betriebsvermögen, um es dauernd ſelbſt 
zu bewohnen, ſo wäre dieſer Vorgang nach der erwähnten 
Entſcheidung umſatzſteuerfrei, obgleich die Errichtung des 
Hauſes nicht der Umſatzſteuer unterlegen hat. Es wird 


deshalb gegen jene Entſcheidung eingewendet, daß ſie das 
Ziel der Gleichmäßigkeit der Veſtenerung in gewiſſen Fällen 
nicht erreicht. Die Berechtigung dieſes Einwandes iſt g- 


zugeben. Wir haben deshalb dem Reichsfinanzhof Gelegen⸗ 
heit gegeben, zu der Frage Stellung zu nehmen, ob ſeine 
urſprüngliche Entſcheidung nicht einzuſchränken Tei, Die 
Entſcheidung des Reichsfinanzhofs bleibt abzuwarten. Xi- 
zwiſchen wird es ſich empfehlen, in den Fällen, in denen das 
bezeichnete unbillige Ergebnis eintritt, die Umſatzſteuer zu 
veranlagen, die Durchführung eines Rechtsmittelver— 
fahrens aber aus zuſetzen. 


11. Umſatzſteuerpflicht der Arzte im Krieg 
SL Ziffer 11 UStG ſpricht aus, daß die ärztlichen 


Hilfeleiſtungen unmſatzſteuerfrei find, ſoweit Entgelte 


dafür von den reichsgeſetzlichen Verſicherungsträgern, ing- 
beſondere den Krankenkaſſen, zu zahlen ſind. Die 
zugrunde liegende Betrachtung ift die folgende: Behandelt 
ein Arzt einen Krankenkaſſenpatienten, ſo erfüllt der Arzt 
eine vertragliche Verpflichtung, die er der Krankenkaſſe 
gegenüber hat. Die Krankenkaſſe hat eine Verpflichtung 
gleichen Inhalts gegenüber dem Patienten. Der Arzt erhält 
ſein Honorar von der Kraukenkaſſe. Im Intereſſe der 
finanziellen Entlaſtung der Verſicherungsträger gewährt 
das Geſetz in ſolchen Fällen Umſatzſteuerfreiheit. 


o) Hinweis auf Reinhardt, Die Umſatzſteuer in der Praris, 
Abſchnitt 48. 

7) Hinweis auf das Urteil des RH vom 
— VA 387/84 —, NOT 1935 S. 925. 
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Dieſer an ſich einfache Tatbeſtand iſt nun in jüngſter 
Zeit dadurch ſchwierig geworden, daß die Arzte ihre 
Honorare nicht mehr von der Krankenkaſſe bekommen. Die 
Krankenkaſſen zahlen die Honorare an die Kaſſenärzt⸗ 
liche Vereinigung Deutſchlands (KVD), die fie 
ihrerſeits nach beſonderen Verteilungsmaßſtäben an die 
Arzte ausſchüttet. Es ift die Frage aufgeworfen wor— 
den, ob die Arzte unter dieſen Umſtänden überhaupt noch in 
einem Leiſtungsaustauſch zur Krankenkaſſe ſtehen. Die 
Frage iſt vom Reichsfinanzhof bejaht worden.) Er hat 
ausgeſprochen, daß es der Steuerfreiheit der kaſſenärztlichen 
Honorare nicht eutgegenſteht, wenn ſich zwiſchen Arzt und 
Krankenkaſſe die KUD einſchaltet. 


Im Krieg ſind dieſe Verhältniſſe nun noch verwickelter 
geworden. Die KVD hat die ärztlichen Bezüge und 
die ärztliche Verſorgung der Zivilbevölkerung im Krieg 
beſonders geregelt. Die dabei obwaltenden Gedanken 
waren etwa die folgenden: Es ſollte kein Arzt, der in der 
Heimat bleibt, dadurch zum Kriegsgewinnler werden, daß 
ſich ſeine Praxis zwangsläufig vergrößert. Es ſollte ander— 
ſeits verhindert werden, daß junge Arzte den Krieg und die 
Abweſenheit vieler Kaſſenärzte benutzen, um ſich niederzu— 
laſſen und in kurzer Zeit eine große Praxis aufzubauen. Es 
ſollte weiter die ärztliche Verſorgung der Zivilbevölkerung 
in ausreichendem, wenn anch notgedrungen in etwas be- 
ſchränktem Umfang ſichergeſtellt werden, und es ſollten 
ſchließlich die einberufenen Arzte durch die Geſamtheit der 
in der Heimat tätigen Arzte ſo geſtellt werden, daß ſie durch 
ihre Einberufung' keinen wirtſchaftlichen Nachteil erleiden. 
Dieſem Ziel diente die Anordnung über die Honorarver— 
teilung während des Krieges vom 20. September 1939. Dieſe 
Anordnung hat vom 1. Oktober 1939 bis 31. März 1940 ge⸗ 
golten. Die Ziele, die ſie ſich geſteckt hatte, ſind erreicht 
worden, mit Ausnahme des zuletzt erwähnten. Es iſt nicht 
in vollem Umfang möglich geweſen, die wirtſchaftliche Stel- 
lung der einberufenen Arzte voll aufrechtzuerhalten. Aus 
dieſem Grund iſt ab 1. April 1940 eine Neuregelung ein- 
getreten durch die Anordnung vom 2. April 1940. 


Die Anordnungen ſelbſt ſtellen ein umfan greiches 
Werk, etwa in dem Ausmaß der Handausgabe zum Unt 
ſatzſteuergeſetz nebſt Durchführungsbeſtimmungen, dar. Es 
ift deshalb nicht möglich, auf alle Einzelheiten dieſer Anord- 
nungen einzugehen. Es können nur die hauptſäch— 
lichſten Fälle dargeſtellt werden, wie fie an allen Orten, 
wo Arzte ſind, vorkommen. Die beiden Regelungen, die 
urſprüngliche und die jetzt geltende, können bei der Dar— 
ſtellung zuſammengefaßt werden. Die Unterſchiede ſind 
ſteuerlich nicht allzu erheblich. 


Betrachten wir zunächſt die in der Heimat täti— 
gen, alio nicht einberufenen, Kaſſenärzte. Bei ihnen richtet 
fich der Betrag, den fie von der NYD aus den bon ihr on, 
geſammelten Krankenkaſſenhonoraren bekommen, im weſent⸗ 
lichen nach dem Einkommen, das der Kaſſenarzt im Jahr 
1938 erzielt hat. Dieſer Betrag ift, wie bisher, als 
kaſſenärztliches Honorar zu betrachten und dem- 
gemäß umſatzſtenerfrei. Die Tatſache, daß die 
Honorare nicht nach den tatſächlich ausgeführten Leiſtungen 
bemeſſen ſind, wollen wir nicht ins Gewicht fallen laſſen. Ab 
1. April 1940 richten ſich überdies die Honorare wieder nach 
dem tatſächlichen Umfang der ärztlichen Leiſtung. Die 
Privathonorare, die dieſe Arzte verdienen, ver— 
bleiben ihnen wie bisher und ſie unterliegen wie bisher 
der Umſatzſteuer. 


Die Praxen der einberufenen Arzte werden in vielen 
Fällen von ſogenannten Hilfskaſſenärzten wahrgenommen. 
Hilfskaſſenärzte ſind meiſt Arzte, die ſich noch nicht nieder— 
gelaſſen haben, die bisher etwa nur als Aſſiſtenten oder Ver— 
treter tätig waren und nunmehr ſelbſtverantwort— 
lich in eine durch Einberufung frei gewordene ärztliche 


) Hinweis auf das Urteil des Reichsfinanzhofs vom 15. Of 
tober 1935 — V A 483/35 —, ëtt 1936 S. 127. 
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Praxis eingeſetzt werden. Was die ärztliche Seite ihrer 
Tätigkeit angeht, ſo ſind dieſe Hilfskaſſenärzte in jeder 
Richtung als freie Kaſſenärzte anzuſehen. Sie haben ſelbſt 
für Kunſtfehler u. dgl. einzuſtehen. Es iſt deshalb auch 
unbedenklich, ſie als ſelbſtändig im Sinn der Umſatz⸗ 
ſteuer zu betrachten, obgleich die Vergütung, die ſie 
bekommen, auf Un ſelbſtändigkeit hindeutet. Die Hilfs⸗ 
kaſſenärzte erhalten nämlich eine feſte tägliche Entſchädi⸗ 
gung, die nach dem ärztlichen Dienſtalter und dem Familien⸗ 
ſtand abgeſtuft ift. Daneben erhalten fie zuſätzliche Ver- 
gütungen für Nachtbeſuche und Hausgeburten. 
Alle diefe Vergütungen werden von der KVD gezahlt. Es 
ſind auch dieſe Vergütungen als kaſſenärztliche 
Honorare zu betrachten und umſatzſteuerfrei zu 
laſſen; denn die Vergütungen ſtammen im wirtſchaftlichen 
Ergebnis aus den Kaſſenhonoraren, die die Hilfskaſſenärzte 
verdient haben. Die Privathonorare, die die Hilfs- 
faffenärzte verdienen, müſſen fie an die KVDabliefern. 
Um das ſicherzuſtellen, iſt beſtimmt, daß die Privathonorare 
über die ſogenannten „ärztlichen Verrechnungsſtellen“ zu 
liquidieren ſind. Die ärztlichen Verrechnungsſtellen ſind 
gehalten, diefe Privathonorare an die KVDabzu führen. 
Als Privathonorare ſind auch ſolche Kaſſenhonorare anzu— 
ehen, die von den Kaſſen ſtammen, die nicht geſetzliche Ver⸗ 
ſicherungsträger im Sinn des § 4 Ziffer 11 UStG find. Hier 
ind zu nennen: die Poſtbeamtenkrankenkaſſe und die fran- 
kenkaſſenähnlichen Einrichtungen der Wehrmacht, der Schutz— 
polizei und des Reichsarbeitsdienſtes. 


Es wäre an ſich geboten, dieſe Privat honorare 
bei den Hilfskaſſenärzten zur Umſatzſteuer 
heranzuziehen. Da aber die Hilfskaſſenärzte dieſe Honorare 
nicht erhalten, müßte die AVD ihnen die Umſatzſteuer 
zur Abführung an das Finanzamt zur Verfügung ſtellen. 
Um dieſen Umweg zu vermeiden, werden die örtlichen 
Dienſtſtellen der KBD unmittelbar die Steuer 
an das für ſie zuſtändige Finanzamt abführen. Dabei 
wird das folgende zu beachten fein: Die ärztlichen Verrech— 
nungsſtellen find befugt, 3 v. H. der vereinnahmten 
Honorare als Verwaltungsunkoſten für ſich einzu⸗ 
behalten. Steuerpflichtig iſt aber ſelbſtverſtändlich das 
volle, ungekürzte Honorar. Die örtlichen Dienſtſtellen 
der AUD müſſen alfo bei der Berechnung und Abführung 
der Umſatzſteuer die von den ärztlichen Verrechnungsſtellen 
einbehaltenen 3 v. H. wieder hinzuſetzen. 


„Die kaſſenärztlichen Honorare aller Arzte und dazu die 
Privathongrare der Hilfskaſſenärzte erhält die KVD. Sie 
zahlt damit den Kaſſenärzten ihr Einkommen 1938 und den 
Hilfskaſſenärzten ihre Pauſchalvergütung. Es muß alſo ein 
erheblicher Betrag übrigbleiben. Dieſer Betrag dient dazu, 
den einberufenen Arzten möglichſt 80 v. H. ihres Ein— 
kommens 1938 zu zahlen. Dieſe Zahlung, die bis zum 
81. März 1940 gewährt wurde, trägt den gleichen Charakter 
wie die Familienunterſtützung, die auch ſonſt einberufenen 
5 oldaten. gewährt wird. Eine Leiſtung des einberufenen 
Arztes liegt ihr nicht zugrunde. Es fehlt an einem 
Leiſtungsaustauſch. Umſatzſteuerpflicht iſt deshalb 
nicht gegeben. Neben der Einkommens entſchädi⸗ 
gung wird eine Mie tentſchädigung gewährt. Dieſe Mict- 
entſchädigung iſt bis zum 31. März 1940 unabhängig davon 
gezahlt worden, ob die Praxisräume von der KVD durch 
Einſetzen eines Hilfskaſſenarztes in Anſpruch genommen 
werden oder nicht. Es fehlt deshalb auch hier an einem 
Leiſtungsaustauſch. 

Ab 1. April 1940 erhält der einberufene Arzt 
nur noch ausnahmsweiſe Zuwendungen von der KVD. 
Werden ſolche gewährt, fo fehlt es wiederum am Qei- 
tungsaustauſch. Eine Mietentſchädigung wird ab 
1. April 1940 nur noch dann gewährt, wenn in dem 
tarisraum ein Hilfskaſſenarzttätig ift. In 
dieſem Fall liegt zwar ein Leiſtungsaustauſch vor. Man 
wird aber Steuerfreiheit wegen Vermietung 
$4 Ziffer 10 UStG gemäß annehmen mijjen. 
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Iſt ein anderer Arzt, zum Beiſpiel ein Hilfskaſſenarzt, 
in die Praxisräume eingeſetzt, fo erſetzt die NVD die 
laufenden Praxisunkoſten, zum Beiſpiel das Ge- 
halt einer Sprechſtundenhilfe. Dieſer Unkoſtenerſatz wird 
ſowohl vor wie nach dem 1. April 1940 gewährt. Emp⸗ 
fänger dieſes Unkoſtenerſatzes iſt bald der eingeſetzte 
Arzt, alſo der Hilfskaſſenarzt, bald der ein⸗ 
berufene Arzt, alſo praktiſch die Frau des einberufenen 
Arztes. Wird der Unkoſtenerſatz dem Hilfskaſſen⸗ 
arzt gewährt, ſo handelt es ſich wiederum um Kaſſen⸗ 
honorar, das § 4 Ziffer 11 UStG gemäß umſatzſteuerfrei 
iſt. Zweifel aber kann man hegen, wenn der Unkoſtenerſatz 
dem einberufenen Arzt gewährt wird. Man kann in dieſem 
Fall nicht ſagen, daß die Entgelte Kaſſenhonorare ſind, denn 
der einberufene Arzt bewirkt keinerlei ärztliche Leiſtungen 
an die Kaſſe. Die ärztliche Leiſtung bewirkte der Hilfs⸗ 
kaſſenarzt. Die Unkoſten, die eigentlich ihm erwachſen, 
werden aber nicht ihm vergütet, ſondern der Arztfrau, 
die ſie für den Hilfskaſſenarzt auslegt. Wenn zum Beiſpiel 
die Arztfrau die Sprechſtundenhilfe weiter bezahlt, ſo liegt 
darin eine Leiſtung der Arztfrau an den Hilfskaſſenarzt, die 
an ſich unter das Umſatzſteuergeſetz fällt. Es ſpielt umſatz⸗ 
ſteuerlich keine Rolle, daß der Arztfrau dieſe Unkoſten nicht 
vom Hilfskaſſenarzt erſetzt werden, ſondern unmittelbar von 
der KVD. Es iſt aber nicht zu verkennen, daß es un⸗ 
billig ift, wenn durch diefe Geſtaltung Umſatzſteuer⸗ 
pflicht entſteht. Es liegt einer der Fälle vor, in denen 
ſich kriegs wirtſchaftlich ein zuſätzlicher Umſatz 
ergibt. Hinweis auf Abſchnitt 2. Wir haben uns deshalb 
aus Billigkeitsgründen damit einverſtanden 
erklärt, daß dieſer Unkoſtenerſatz auch beim einberufenen 
Arzt (bei der Arztfrau) umſatzſteuerfrei bleibt, ſoweit nur 
nachgewieſene Barauslagen, zum Beiſpiel 
Reinigungskoſten, Benzinverbrauch u. dgl, erſetzt werden. 
Werden aber andere Aufwendungen des einberufenen 
Arztes vergütet, ſo iſt die Umſatzſteuer dafür zu erheben. 
Es werden zum Beiſpiel Vergütungen für die Abnutzung 
der Röntgeneinrichtung oder des Kraftwagens 
gewährt, die der Hilfskaſſenarzt benutzt. Die örtlichen 
Dienſtſtellen der AVD werden auch hier die Umſatz⸗ 
ſteuer von ſich aus an die Finanzämter abführen. Der 
Umſatzſtenerſatz beträgt in dieſem Fall 2,04 v. H., weil das 
Entgelt außer aus der Entſchädigung auch in der Über- 
nahme der Umſatzſteuer beſteht. 


Im Ergebnis werden ſich alſo die Finanzämter weder 
mit den einberufenen Arzten noch mit den 
Frauen der einberufenen Arzte noch mit 
den Hilfskaſſenärzten zu befaſſen haben. Die 
umſatzſteuerlichen Pflichten, die dieſe Perſonen zu erfüllen 
haben, werden von der KVD wahrgenommen werden. Die 
Finanzämter werden ſich nur mit den nichtein⸗ 
berufenen Kaſſenärzten und den Dienſt⸗ 
ſtellen der AVD zu befaſſen haben. Es gibt aber noch 
gewiſſe Sonderfälle, ſo zum Beiſpiel, wenn der einberufene 
Arzt eine Privatklinik betrieben hat. Es gibt bei 
gewiſſen Spezialärzten beſondere Regelungen. Es kommt 
der Fall vor, daß ein Arzt, der bisher ihon praktiziert, von 
der ARD an einem anderen Ort in eine durch Einberufung 
frei gewordene Praxis eingeſetzt wird. Es kommt vor, daß 
ein einberufener Arzt am Heimatort oder in deſſen Nähe 
militäriſch tätig iſt und infolgedeſſen ſeine Praxis noch in 
gewiſſem Umfang oder auch ganz wahrnehmen kann. Alle 
dieſe zahlreichen Beſonder heiten, die zum Teil auch 
durch die NVD von Fall zu Fall geregelt werden, bedürfen 
beſonderer Prüfung. 


12. Schlepphilfe 

Steuerfrei fnd Beförderungen auf Walter? 
ſtraßen und das Schleppen von Schiffen und Flößen. Es 
iſt die Frage aufgeworfen worden, ob dieſe Steuerfreiheit 
auch gegeben iſt, wenn Schleppzüge, die auf dem Rhein 
fahren, an einer beſtimmten Stelle, wo eine beſonders ſtarle 
Strömung herrſcht — im Binger Loch — nicht allein nor: 
wärts kommen, ſondern Vorſpanndienſte in Anſpruch 
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nehmen müſſen. Handelt es ſich hierbei um ſteuerfreie 
Schlepplöhne oder um eine ſonſtige beſondere Leiſtung, die 
ſteuerpflichtig iſt? Auch die zuſätzliche Schlepphilfe iſt ein 
Schleppen von Schiffen und Flößen. Man wird Stener- 
freiheit gewähren müſſen. 


13. Beförderungen durch Kraftfahrzeuge 


Es kommt oft vor, daß Omnibuſſe zur Beförderung 
von Arbeitern zwiſchen ihrer Wohnung und der Arbeitsſtelle 
angenommen werden. Die Vergütungen dafür werden ver⸗ 
ſchieden bemeſſen. Es wird zum Beiſpiel gezahlt ein 
Tagespauſchſatz von 56 RM, der eine Beförderungs⸗ 
leiſtung bis zu 50 km mit umfaßt. Findet überhaupt 
keine Beförderung ftatt, ſteht alſo der Omnibus nur 
zur Verfügung, ſo erhält der Omnibusbeſitzer 42 RM für 
den Tag. Fährt er mehr als 50 km, ſo bekommt er außer 
den erwähnten 56 RM noch weitere 17 RM. Oder ein 
anderer Fall: Der Omnibusbeſitzer bekommt bei Voll- 
fahrten 50 Rpf je km, bei Leerfahrten 25 Rpf 
je km. Es werden in dieſen Beiſpielen Entſchädi⸗ 
gungen für Liegetage oder für Leerfahrten 
gezahlt. Die Beförderungſteuer bemißt ſich aber nur auf 
% Rpf für den tatſächlich gefahrenen Kilometer, multi- 
pliztert mit der Anzahl der beförderten Perſonen. Die Ent- 
ſcheidung, ob die Vergütungen für Liegetage und Leer⸗ 
fahrten auch unter die Umſatzſteuerfreiheit wegen Beförde— 
rungſteuerpflicht fallen, hängt davon ab, ob die Vergütungen 
für Liegetage und Leerfahrten als Teil des Entgelts 
für die Beförderung anzuſehen find. Bei Leer- 
fahrten wird man dieſe Frage ohne weiteres bejahen 
können. Auch bei Liegetagen wird man das bejahen können, 
wenn Liegetage im Gange des regelmäßigen Be⸗ 
förderungsgeſchäfts nach Lage der Dinge unner, 
meidlich find. Etwas anderes wäre es, wenn die Be- 
zahlung lediglich für das Bereithalten der Fahrzeuge 
erfolgte. In dieſem Fall wäre es aber auch ſprachlich un⸗ 
gewöhnlich, von Lie ge tagen zu ſprechen. 


14. Buchnachweis beim Großhandel 


Der Buchnachweis und die Bearbeitungs⸗ 
fragen find zweifellos die beiden Punkte, die bei der Be- 
ſteuerung des Großhandels nach dem Geſetz von 1934 die 
meiſten Schwierigkeiten gemacht haben. Bei den Bear- 
beitungen iſt in den letzten Jahren eine Beruhigung 
eingetreten. Bekamen wir anfangs täglich fünf bis ſechs 
Fragen zu Bearbeitungsvorgängen vorgelegt, jo bekommen 
wir jetzt vielleicht noch eine oder zwei im Vierteljahr. 
Hieraus zeigt fih deutlich, daß fich die Grundſätze, die Däi 
für die Beurteilung der Bearbeitungen allmählich heraus» 
gebildet haben, durchgeſetzt und eingeſpielt haben. Daß die 
Beurteilungsweiſe dabei zuweilen einer gewiſſen Härte 
nicht entbehrt, muß zugegeben werden, muß aber in Kauf 
genommen werden. Es iſt dankbar anzuerkennen, daß der 
ſtrenge Standpunkt, den wir hierbei einnehmen, auch bei 
der gewerblichen Organiſation des Handels Verſtändnis ge- 
funden hat. 


Beim Buchnachweis waren die verwaltungs— 
mäßigen Schwierigkeiten eher noch größer als bei den 
Bearbeitungen. Es ergab ſich hier insbeſondere die Gefahr 
einer erheblichen Ungleichmäßigkeit der Beurteilung. Die 
Strenge der geſetzlichen Faſſung in den UStDB 1934 ließ 
hier und da ſchärfſte Anforderungen an den Buchnachweis 
ſtellen, während man in anderen Fällen mehr geneigt war, 
die formale Betrachtungsweiſe zurückzuſtellen. Wir haben 
uns deshalb bei der Neufaſſung der USt DB dahin ent- 
ſchieden, als zwingend nur zu verlangen, daß die ein- 
zelnen geſetzlichen Vorausſetzungen des 
Großhandels eindeutig und leicht nachprüfbar 
aus der Buchführung zu erſehen ſein müſſen. Die ein⸗ 
zelnen Punkte, die dabei zu beachten ſind, haben wir 
nicht zwingend, ſondern nur als Richtlinien 
aufgeſtellt. Fragt man ſich nun, welche Angaben buchmäßig 
ſtets gemacht werden müſſen, ſo ſind dies: die Wenge 
und die handelsübliche Bezeichnung des Gegen- 
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ſtands, der Abnehmer und der Tag der Liefe⸗ 
rung an den Abnehmer ſowie das vereinnahmte bzw. ver⸗ 
einbarte Entgelt und der Tag der Vereinnahmung. 
Dieſe Teile des Buchnachweiſes kann jeder Großhändler 
ohne weiteres erbringen. Man wird auf ſie grund⸗ 
ſätzlich nicht verzichten können. Insbeſondere muß der Ab- 
nehmer buchmäßig feſtgehalten fein, denn nur dann iſt es 
möglich, die Eigenſchaft der Lieferung als einer Groß 
handels lieferung nachzuprüfen. Eine ſolche Lieferung 
iſt nur gegeben, wenn an einen andern Unternehmer ge- 
liefert wird. Das aber iſt nur feſtſtellbar, wenn die 
Perſon des Abnehmers fo eindeutig beſtimmt iſt, daß 
man erkennen kann, wer es ift und ob es ein Unter- 
nehmer iſt. Wir wollen alſo ſtets den buchmäßigen 
Nachweis dafür verlangen, was der Unternehmer geliefert 
hat und daß der Unternehmer den Gegenſtand im Groß⸗ 
handel geliefert hat. Es ift weiter grundſätzlich der 
buchmäßige Nachweis zu verlangen, daß der Unternehmer 
den Gegenſtand erworben hat und daß er ihn weder bear- 
beitet noch verarbeitet hat. Dieſe beiden Vorausſetzungen 
des ſteuerbegünſtigten Großhandels laſſen ſich aber nicht 
in allen Fällen buchmäßig nachweiſen. Das Finanzamt 
wird verlangen müſſen, daß der Unternehmer, der den Nach⸗ 
weis unſchwer erbringen kann, ihn auch führt. Es wird 
umgekehrt von den Unternehmern, die den Nachweis nach 
Lage ihres Betriebs nicht erbringen können, verlangen, daß 
ſie andere geeignete Nachweiſe erbringen, um dem 
Finanzamt die Gewißheit zu verſchaffen. daß tatſächlich eine 
ſteuerbegünſtigte Großhandelslieferung gegeben iſt. Dieſe 
Grundſätze gelten auch für die Großhandelslieferungen in 


Markthallen. Die Umſatzſteuer verlangt hier kaum etwas 
anderes, als die Warenausgangsverordnung ſchon yor- 
ſchreibt. 


15. Organeigenſchaft bei Offenen Handelsgeſellſchaften 


9.2 Abſatz 2 des Umſatzſteuergeſetzes gemäß wird die ge- 
werbliche Tätigkeit nicht ſelbſtändig ausgeübt: 


1. ſoweit natürliche Perſonen, einzeln oder zuſam⸗ 
mengeſchloſſen, einem Unternehmen derart ein⸗ 
gegliedert ſind, daß ſie den Weiſungen des Unternehmers 
zu folgen verpflichtet ſind; 


2. wenn eine juriſtiſche Perſon dem Willen eines 
Unternehmers derart untergeordnet iſt, daß ſie keinen 
eigenen Willen hat. 


Es ift die Frage aufgeworfen worden, ob die Nor- 
ausſetzungen der Organſchaft einer Offenen 
Handelsgeſellſchaft nach der Ziffer 1 oder nach der Ziffer 2 
des § 2 beurteilt werden müſſen. 


In dem Tatbeſtand, der der Frage zugrunde liegt, hatte 


eine Aktiengeſellſchaft mit ihrer Tochter⸗ Gmb, einer 
Organgeſellſchaft, die Offene Handelsgeſellſchaft gegründet. 
Man wird in dieſem Fall die Organeigenſchaft der Offenen 
Handelsgeſellſchaft bejahen müſſen. Umſatzſteuerlich ſind die 
AG und ihre Tochter⸗OmbH ein Unternehmer. Diefer 
Unternehmer iſt gleichzeitig alleiniger Geſellſchafter eines 
Gebildes, das die Rechtsform der Offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft hat. Umſatzſteuerlich wird man dieſes Gebilde als Be- 
trieb der Ach anſehen müſſen. Es iſt Vorausſetzung für eine 
Perſonengeſellſchaft, daß mehr als ein Geſellſchafter vor- 
s iſt. Dieſe Vorausſetzung ift umſatzſteuerlich nicht 
gegeben. 


Es iſt eine noch wenig erörterte Frage, nach welchen 
Grundſätzen die Organeigenſchaft einer Offenen Handels- 
geſellſchaft zu beurteilen ift, wenn die beſonderen Verhält⸗ 
niſſe, die im vorigen Abſatz gegeben waren, nicht vorliegen. 
Dem Wortlaut des Geſetzes gemäß kann eine Offene Han- 
delsgeſellſchaft nur unter 82 Ziffer 1 fallen. Die Offene 
Handelsgeſellſchaft iſt aber umſatzſteuerlich in der Regel ein 
beſonderer Unternehmer. Sie wird in mancher Hinſicht wie 
eine juriſtiſche Perſon behandelt. Es wird zum Beiſpiel an⸗ 
genommen, daß bei ihr ein Eigenverbrauch unmöglich ilt, 
weil die Geſellſchaft, ein Rechtsgebilde, ebenſowenig wie eine 
Erwerbsgeſellſchaft keinen Eigenverbrauch haben kann. Sie 
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kann als Offene Handelsgeſellſchaft keine Tätigkeit 
ausüben, die außerhalb des Unternehmens liegt. Sie 
ann aber einen eigenen Willen haben. Ihre Willens⸗ 
bildung erfolgt durch die zur Geſchäftsführung berufenen 
Geſellſchafter. Es mag rechtlich kaum möglich ſein, eine 
eigene Willensbildung auszuſchließen. Man wird deshalb 
die Organeigenſchaft einer Offenen Handelsgeſellſchaft nur 
auf 82 Ziffer 1 UStG ſtützen können. Es werden aber für 
die Anwendung dieſer Beſtimmung nicht die gleichen 
Grundſätze in Betracht kommen können wie bei den 
natürlichen Perſonen. Bei ihnen wird in der Regel 
ein Angeſtellten verhältnis verlangt. Ein ſolches 
iſt bei der Offenen Handelsgeſellſchaft kaum möglich. Für 
die Eingliederung einer Offenen Handelsgeſellſchaft wird 
man Vorausſetzungen verlangen müſſen, die denen ent⸗ 
ſprechen, die bei der Eingliederung von juri- 
ſtiſchen Perſonen gegeben fein mijjen, Man wird die 
finanzielle, wirtſchaftliche und organiſa⸗ 
triſche Eingliederung verlangen müſſen. Man wird auf 
die finanzielle Beherrſchung nicht das gleiche Gewicht legen 
können wie bei Kapitalgeſellſchaften. Man wird mehr Ge⸗ 
wicht auf die organiſatoriſche und wirtſchaft⸗ 
iche Beherrſchung, insbeſondere auf die betriebs⸗ 
mäßige Eingliederung legen müſſen. 


16. Abſetzbarkeit der Kriegszuſchläge auf Bier, Tabakwaren 
und Schaumwein 

„Ein Finanzamt hat vorgeſchlagen, die Kriegs zu⸗ 
ſchläge auf Vier, Tabakwaren und Schaumwein bei der 
Umſatzſteuer nicht mehr zum Abzug vom Entgelt zu⸗ 
zulaſſen. Die Ermittlung der Kriegszuſchlagsbeträge in den 
Entgelten verurſache den Unternehmern und den Finanz⸗ 
amtern eine vermeidbare Mehrarbeit. 


Der Kriegszuſchlag auf Bier, Tabakwaren und Schaum⸗ 
wein iſt eine Abgabe, die den Verbraucher trifft. Der 
Verbraucher entrichtet die Abgabe an den Einzel⸗ 
händler, zum Beiſpiel den Gaſtwirt. Der Gaſtwirt führt 
ſie an die Brauerei ab und dieſe an das Finanzamt. Es iſt 
offene Überwälzung des Kriegszuſchlags vorgeſchrieben. 
Es ſoll damit jedem Verbraucher klar vor Augen geführt 
werden, daß der Kriegszuſchlag keine Preiser: 
höhung darſtellt, ſondern eine den Verbraucher unmittel- 
bar treffende Abgabe. Der Kriegszuſchlag muß deshalb 
wie ein durchlaufender Poſten behandelt werden. 
Lie verwaltungsmäßigen Schwierigkeiten, die ſich dabei 
ergeben, müſſen in Kauf genommen werden. Sie ſind zum 
großen Teil dadurch gemildert worden, daß verein- 
(néie Verfahren zur Ermittlung der abſetzbaren Zu⸗ 
läge, zum Beiſpiel nach dem Wareneinkauf, zu⸗ 
gelaſſen worden ſind. 


17. Verprobung von Kontrollmitteilungen 


Es wird angeregt, Kontrollmitteilungen 
arundſätzlich innerh alb drei Monaten nach Ein⸗ 
gang zu verproben. Es iſt dabei an die Kontrollmitteilun⸗ 
gen gedacht, die anläßlich der Stellung von Umſatzſteuerver⸗ 
gütungsanträgen hinausgeſchickt werden. Ergibt eine Ber- 
brobung der Kontrollmitteilungen, daß die Ausfuhrhändler⸗ 
vergütung zu Unrecht gewährt worden ift, fo muß der ge⸗ 
zahlte Betrag zurückgefordert werden. Der Lieferer, dem 
dann unter Umſtänden ſelbſt die Vergütung zuſteht, kann 
„et verſpäteter Verprobung wegen Ablaufs der Ausſchluß⸗ 
Ten den Vergütungsantrag nicht mehr ſtellen. Der von 
einem Finanzamt ausgeſprochene Wunſch, Kontrollmitteilun⸗ 
gen grundſätzlich innerhalb drei Monaten zu ver⸗ 
droben, iſt deshalb berechtigt. Wir ſind aber nicht in der 
zage, dies bindend anzuordnen. Das Finanzamt, das die 
‚ontrollmitteilungen erhält, könnte unter Umſtänden ledig⸗ 
ich durch das Vorliegen einer ſolchen Anordnung gezwungen 
erden, finanziell wichtige und bedeutungsvolle Aufgaben 
zurückzuſtellen, nur um dieſer Anordnung zu genügen. Die 
Selbſtverantwortlichkeit des Finanzamts darf nicht in ſolcher 
beiſe eingeengt werden. Das Finanzamt muß ſelbſt ent⸗ 
ſcheiden, wie und in welcher Zeit es die ihm obliegenden 
!beiten am zweckmäßigſten erledigt. Es ift dabei ein Cr- 


fordernis der Kameradſchaft, auch auf die Wünſche 
und Bedürfniſſe der anderen Finanzämter im Rahmen des 
Möglichen Rückſicht zu nehmen. 


18. Ausgeſtaltung der Umſatzſteuererklärung 

Ein Finanzamt hat angeregt, in der Umſatzſteuererklä⸗ 
rung nach dem Warenbeſtand, den Warenforde⸗ 
rungen und den Warenſchulden am Anfang und 
am Ende des Kalenderjahrs zu fragen. Das Finanzamt 
könne auf Grund dieſer Angaben und der Angaben über den 
Wareneingang nach dem Wareneingangsbuch die Höhe des 
Umſatzes unſchwer nachprüfen. 


Es iſt richtig, daß dieſe Angaben die Nachprüfung der 
Höhe des Umſatzes erleichtern. Bei ehrlichen Steuerpflich⸗ 
tigen bedarf es jedoch einer ſolchen Nachprüfung nicht. Für 
fie jind die Angaben eine vermeidbare Mehrarbeit. Unehr⸗ 
liche Steuerpflichtige werden ihre Angaben ſo einrichten, daß 
ſie eine Verkürzung des Umſatzes nicht erkennen laſſen. Die 
unehrlichen Steuerpflichtigen werden zu einer ſolchen Hand⸗ 
habung ihrer Aufzeichnungen geradezu verleitet, wenn die 
bezeichneten Fragen in jedem Jahr an ſie gerichtet werden. 
Ein ſteuerlicher Erfolg iſt aus der Stellung dieſer Fragen 
auf die Dauer nur zu erwarten, wenn die Steuerpflichtigen 
jederzeit mit der Möglichkeit rechnen müſſen, dieſe 
Fragen beantworten zu müſſen, aber nicht wiſſen, ob das in 
dieſem oder erſt in einem ſpäteren Jahr ſein wird. 


19. Ermittelung der Kleinbetragsgrenze 

‚ 8 62 USt D gemäß entfällt die Pflicht zur Abgabe 
einer Umſatzſteuererklärung, wenn die Steuer für das 
Kalenderjahr nicht mehr als 20 NM beträgt. Soweit der 
Steuerſatz von 2 v. H. in Betracht kommt, liegt dieſe 
Kleinbetragsgrenze alfo bei 1000 RM Uimſatz. 


Ein Finanzamt hat angefragt, ob die tatſächlichen 
Umſätze für die Anwendung dieſer Vorſchrift in einen 
Jahres umſatz umzuwandeln ſind, wenn der Unternehmer 
ſein Geſchäft nicht das ganze Jahr hindurch be⸗ 
trieben hat und nur aus dieſem Grund die Kleinbetrags⸗ 
grenze unterſchritten hat. 


Es iſt aus Vereinfachungsgründen angeordnet worden, 
daß der Umſatz eines Unternehmers, der ſein Unternehmen 
nur während eines Teils des Kalenderjahrs betrieben hat, 
zur Feſtſtellung der Kleinbetragsgrenze in einen Jahres⸗ 
umſatz um zurechnen ift. Es ift demgemäß das Vor- 
ſoll als Erhebungsſoll feſtzuſetzen. Es beſtehen 
keine Bedenken dagegen, wenn das Finanzamt auf die Cin- 
ee der Umſatzſteuererklärung in ſolchen Fällen ver- 
zichtet. 


20. Umſatzſteuerſonderdienſtſtellen 


Mehrere Finanzämter regen die Einführung von Um⸗ 
ſatzſteuerſonderdienſtſtellen an. Einige Amter 
wollen dieſen Sonderdienſtſtellen alle ſchwierigeren 
Umſatzſteuerfälle zur Bearbeitung zuweiſen. Andere wollen 
dieſen Sonderdienſtſtellen alle büro m äßig einfachen 
Arbeiten zuweiſen. Die erſteren Finanzämter trauen ihren 
Mitarbeitern die Bearbeitung ſchwierigerer Umſatzſteuerfälle 
nicht zu. Die letzteren Finanzämter wollen ſie von aller 
mechaniſchen Arbeit entlaſten. 


Es iſt keine dieſer Anregungen zu emp⸗ 
fehlen. Beide Anregungen wollen eine Spezialiſierung 
auf gewiſſe Arbeiten herbeiführen. Solche Spe zialiſie⸗ 
rungen ſind für die drei großen Steuern vom Einkom⸗ 
men, vom Vermögen und vom Umſatz unerwünſcht. 
Jeder Veranlagungsbezirk muß dieſe drei Steuerarten 
verwalten können. Die Schulung der Beamtenſchaft iſt bei 
dieſen drei Steuerarten ſo eingehend, daß jeder Mitarbeiter 
die landläufigen Fälle richtig zu behandeln gelernt hat. Be⸗ 
gegnen ihm Fälle, die beſondere Schwierigkeiten aufweiſen, 
ſo muß er in der Lage ſein, dieſe Schwierigkeiten zu erken⸗ 
nen. Um ſie zu löſen, wird er ſich zweckmäßig an ſeinen 
Sachbearbeiter oder an den Um ſatzſteuer ⸗ 
wenge ce CONTRE E oder deſſen Mitarbeiter 
wenden. 
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1. Der Begriff „Rechtskraft“ 

Der Begriff „Rechtskraft“ entſtammt nicht dem 
Steuer recht, ſondern dem Zivil recht. Man mter- 
ſcheidet im Zivilprozeßrecht eine formelle und eine 
materielle Rechtskraft. Unter formeller Rechts⸗ 
kraft verſteht man, daß das Urteil eines Gerichts von den 
Parteien nicht mehr angefochten werden kann. Unter 
materieller Rechtskraft verſteht man, daß die Entſchei⸗ 
dung überhaupt unabänderlich feſtſteht. Hin⸗ 
weis auf $ 705 und §§ 322 bis 327 ZPO. 

2. Zweck des Rechtskraftgedankens 

Die Rechtskraft foll zwiſchen den Parteien einen end 
gültigen Zuſtand ſchaffen. Sie ſoll S icherheit 
herbeiführen. Rechtſprechung, Verwaltung und die We- 
teiligten find daran intereſſiert, daß ein entſchiedener Fall 
für alle Teile endgültig feſtgeſtellt und abge- 
ſchloſſen ſein muß. 

3. Die übernahme des Rechtskraftgedankens in die AO 

Der Begriff „Rechtskraft“ iſt naturgemäß auch in das 
Steuerrecht übernommen worden. Eine ſtarre Über: 
nahme der Vorſchriften der Z PO kam jedoch wegen der 
Eigenart des Steuerrechts nicht in Betracht. Der Rechts- 
kraftbegriff der AO lehnt fih jedoch im weſentlichen an das 
bürgerliche Recht an. 

4. Die Durchführung des Rechtskraftgedankens durch die AO 

Die formelle Rechtskraft ift in der AO in den 88 83 bis 
87 und 245 u. f. feſtgelegt. Der AO gemäß können Rechts⸗ 
mittel gegen den Steuerbeſcheid nur innerhalb be- 
ſtimmter Friſten erhoben werden. Dieſe Friſten ſind 
Ausſchlußfriſten. Sie können nichtverlängert 
werden. Nach Ablauf dieſer Friſten kann der Steuer- 
pflichtige den Steuerbeſcheid nicht mehr anfechten. Nur in 
Ausnahmefällen kann wegen Friſtüberſchreitung 
Nachſicht gewährt werden. |; 

Der Gedanke der materiellen Rechtskraft ift nur als 
Grund ſatz übernommen worden. Er wird durch die be 
kannten Berichtigungsparagraphen 92, 9, 222 u. a. 
durchbrochen. Die AO fieht hier die Möglichkeit einer 
nachträglichen Anderung trotz formeller Rechtskraft vor. 
Hinweis auf die Aufſätze Barske: „Die Vorſchriften der AD 
über die Rücknahme und Anderung von Verfügungen in 
DStg 1937 S. 1067 (BA) und Kirchner: „Offene Unrichtig⸗ 
keit“ in DStg 1940 S. 25 (BA). Sie knüpft die Anderung 
aber an genau feſtgelegte Bedingungen. 

Dieſe Regelung befriedigt nicht. Sie ift durch Staats- 
ſekretär Reinhardt als unvereinbar mit nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Grundſätzen erklärt worden. Hinweis auf Vand 5 
der Bücherei des Steuerrechts. 

5. Neue Rechtslage durch das StAnpG, 

Die Erneuerung des Dentſchen Steuerrechts findet 
ihren geſetzlichen Ausdruck im § 1 StAnpGG. Das StAnpG 
geht von der Erkenntnis aus, daß die bisherigen Geſetze 
— auch die AO — in mancher Hinſicht reformbedürftig ſind. 
Aus dieſem Grundgedanken des § 1 StAnp® ergeben ſich 
die folgenden allgemeinen Beurtetlungsgrundſätze: 

1. Ein formell noch beſtehendes Geſetz iſt nur noch inſoweit 
anzuwenden, als es mit der nationalſozialiſtiſchen Welt- 
anſchauung vereinbar iſt. 

2. Iſt eine zur Entſcheidung ſtehende Frage noch nicht 
geſetzlich geregelt, ſo iſt nicht abzuwarten, bis der Geſetz⸗ 
geber dies tut, ſondern die Frage iſt durch den Ver⸗ 
waltungsbeamten oder Verwaltungsrichter ſelbſtändig 
rechtsſchöpferiſch zu entſcheiden. Ebenſo iſt bei Beſtim⸗ 
mungen zu verfahren, die Ziffer 1 gemäß nicht mehr an- 
zuwenden ſind. 


5. Neue Rechtslage durch das StAnp®, 
6. Auswirkung des § 1 SPS auf den Rechtskraftgedanken, 
7. Ergebnis. 


6. Auswirkungen des § 1 StAnpc auf den Rechtskraft⸗ 


gedanken 


Bei der umfaſſenden Bedeutung des § 1 Abi. 3 Ginn ` 


taucht die Frage auf, ob der Rechtskraftgedanke auch jetzt 
noch uneingeſchränkte Gültigkeit beſitzt. 
haben ſich Schrifttum und Rechtſprechung bereits beſchäftigt. 
Der Reichsfinanzhof hat grundſätzlich entſchieden, der Gelet- 
geber habe die in Betracht kommenden Vorſchriften der AO 
nicht geändert, alſo ſeien ſie nach wie vor geltendes 
Recht. Dieſe Auffaſſung wird dem Sinn des § 1 Abſ. 3 
StAnpch nicht gerecht. § 1 Abſ. 3 StAnpc foll ja gerade 
„Träger der Rechtserneuerung“ (Staatsſekretär Nein- 
hardt in der DStZ 1036 S. 1261) fein. Er enthält für den 
Richter und Verßwaltungsbeamten die ausdrückliche Er⸗ 
mächtigung, altes, durch die politiſche Entwicklung überholtes 
Rechts durch neues, beſſeres zu erſetzen. Niemand kann ſich 
alſo der wichtigen Frage, ob alte, formell noch nicht auf⸗ 
gehobene Vorſchriften noch Geltung haben ſollen oder nicht, 
mit dem Hinweis auf das Geſetz entziehen. Das wäre eine 
Abwälzung der Verantwortung auf den Geſetzgeber, die 
deſſen Willen und Abſichten zuwiderläuft. § 1 StAnpeh 
enthält ja gerade das Eingeſtändnis, daß er die aus der 
l aia Zeit übernommenen Geſetze nicht für vollkommen 
hält. 


Die Auffaſſung des Reichsfinanzhofs entſpricht auch 
nicht der Volksanſchauung. Für den Nationalſozialiſten iſt 
nicht das formelle Geſetz, der ſtarre Buchſtabe, entſcheidend, 
ſondern der Geiſt, der im Geſetz verkörpert ift. Das Volk 
würde nie verſtehen, daß alle ſonſtigen Gebiete vom 
revolutionären Geiſt einer Erneuerung durchpulſt ſein 
ſollen, daß es aber im Recht Reſervatrechte gäbe, die aus 
formellen Gründen nicht angetaſtet werden dürfen. Das 
formelle Geſetz iſt nicht ohne weiteres „Recht“ im 
Sinn einer unbedingten Anwendungspflicht. Recht kann 
für uns nur ſein, was dem Volk in ſeiner Geſamtheit nützt, 
was mit einer geſunden Volksanſchauung vereinbar iſt, was 
vom völkiſchen Standpunkt ſittlich iſt. Recht und Moral 
dürfen und können bei richtiger Auffaſſung und Anwendung 
des Rechtsbegriffs nicht in Gegenſatz zueinander ſtehen. Das 
früher oft mit Recht kritiſierte Auseinanderfallen zwiſchen 
Rechtſprechung und Volksanſchauung, der Vorwurf einer 
„voltsfremden Juſtiz“ beweiſt nur, daß der Richter nicht 
immer „Recht“ geſprochen hatte. Auch unſere deutſche 
Sprache als das feinſte Ausdrucksmittel unſeres Volks- 


Mit dieſer Frage 


empfindens zeigt, daß zwiſchen „recht“ und „richtig“ im 


ſittlichen Sinn enge Verbindung beſteht. Wenn man z. B. 
ſagt: Du haſt recht gehandelt, ſo will man damit zum Aus⸗ 
druck bringen, daß der Betreffende auch im ſittlichen 
Sinn richtig gehandelt hat. Eine Rechtſprechung, die 
dieſe Grundanſchauungen verwirklicht, ſetzt allerdings eine 
einheitliche Volksanſchauung voraus. Sie wird ſich daher 
vollkommen nur in ſolchen Völkern entwickeln können, die 
von einer einheitlichen Weltanſchauung geleitet werden. 
Dieſe Auffaſſung erhebt zugleich das Recht und die Rechts 
anwendung zu einer Angelegenheit von allgemeiner, alle 
Volksgenoſſen intereſſierender Bedeutung. Nicht nur die 
Beamtenſchaft, nicht nur der Richter, der Juriſt, der Ger 
lehrte, das ganze Volk hat lebendigen Anteil an der 
Rechtsgeſtaltung. In der Begründung zum StPO 
finden wir den Satz: „Das Rechtsgewiſſen des Volles iſt 
Quelle des Rechts.“ Der Kampf um ein richtiges Recht iſt 
uralt, er ift ein politiſcher und weltanſchaulicher Kampf; 
denn das Recht iſt nur Ausdrucksform der herrſchenden 
Weltanſchauung. Wir denken an Shakeſpeares unüber⸗ 
trefflichen „Kaufmann von Venedig“ oder an die klaſſiſchen 
Schlußworte, die der Führer 1924 vor dem Münchner Volks- 
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CEildienft-Nahridten 


Rückſtellungen für Urlaubsaufwendungen 


Die Vorſchriften und Vereinbarungen über den Urlaub waren 
mit Beginn des Kriegs vorläufig außer Kraft geſetzt worden. Der 
Reichsarbeitsminiſter hat im Nobember 1939 verfügt, daß der im 
Kalenderjahr 1939 nicht gewährte Urlaub im erſten Halbjahr 190 
nachgewährt oder durch Geldleiſtung abgegolten 
werden kann. Der Reichsminiſter der Finanzen hat durch einen 
Erlaß vom 12. Juni 1940, RSBI 1940 S. 601, klargeſtellt, daß für 
die Aufwendungen, die durch die nachträgliche Gewährung oder 
durch die Abgeltung des Urlaubs entſtehen, eine Rückſtellung 
tit ſteuerlicher Wirkung gemacht werden kann. Es handelt fid) 
bei dieſen Aufwendungen um Betriebsausgaben, die in wirt⸗ 
ſchaftlichem Zuſammenhang mit dem vorangegangenen Wirt⸗ 
ſchaftsjahr ſtehen. Die Rückſtellung iſt in dem Hauptabſchluß für 
das erſte Wirtſchaftsjahr, in dem der Urlaub nachgewährt oder 
abgegolten werden konnte, zugunſten des Gewinns aufzu⸗ 
löſen. Mon, 


Einführung der jagdſteuer in den Reichsgauen der Oftinark 


Die Jagdſteuer ift mit Wirkung ab 1. Juli 1940 in den 
Reichsgauen der Oſtmark eingeführt worden (Dreiund⸗ 
zwanzigſte Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vor— 
ſchriften in den Reichsgauen der Oſtmark vom 21. Juni 1940, 
RGBl 1 ©. 901). 

Die Land⸗ und Stadtkreiſe, die von dem Recht zur 
Erhebung der Jagdſteuer Gebrauch machen wollen, müſſen § 4 
der Einführungsverordnung gemäß eine Steuerordnung 
erlaffen, Der Reichs miniſter des Innern hat zugleich im Namen 
des Reichsminiſters der Finanzen durch Erlaß vom 21. Juni 1940 
(Reichsminiſterialblatt für die innere Verwaltung S. 1205) das 
Nähere dazu beſtimmt. Es It den Steuerordnungen das für den 
Sudetengau vorgeſchriebene Muſter (Hinweis auf die Eildienſt⸗ 
nachricht in Nr 24 der DStz) mit einigen Abweichungen gu- 
grunde zu legen. Die Steuer darf für die Zeit vom 1. Juli 1940 
bis zum 31. März 1941 nur in Höhe von drei Vierteln der 
zugelaſſenen Steuerſätze erhoben werden. 

Es gelten im übrigen dieſelben Beſtimmungen wie für den 
Reichsgau Sudetenland. A. 


Geld, Kredit und öffentliche Finanzen 

Steuergutſcheinkurſe nach dem Stand vom 2. Juli 1940. 
Steuergutſcheine I: 99,925. — Steuerautſcheine II: 
Juni 1942 103¼8, Juli 102,75, Auguft 102%, September 102,—, 
Oktober 101,50, November 101,25. 


Zehn Millionen⸗Anleihe der Schleſag. Die Schleſiſche Berg- 
werks⸗ und Hütten⸗Ach in Beuthen hat eine Anleihe von zehn 
Millionen Reichsmark begeben. Verzinſung 
4½ vom Hundert. Zeichnung zum Nennbetrag. Laufzeit 
zwanzig Jahre. Die Anleihe iſt durch eine Hypothek auf den 
Grundbeſitz der Anleiheſchuldnerin geſichert. Der Anleihe⸗ 
erlös foll der Finanzierung der Aufgaben dienen, die der Gefell- 
ſchaft im Rahmen des Vierjahresplans geſtellt worden ſind. 


Abſchluß der Golddiskontbank für das Geſchäftsjahr 1939. 
Die Deutſche Golddiskontbank, die Tochtergeſellſchaft der Reichs⸗ 
bank, hat im Geſchäftsjahr 1939 ihre Tätigkeit im Rahmen der 
Ausfuhrförderung ſtark erweitert. Die Ausfuhrkredite 
ſind um fünfzig Millionen Reichsmark auf 210 Millionen Reichs⸗ 
mark geſtiegen. Die Geſamtſumme der Solawechſel, die die 
Golddiskontbank im Geſchäftsjahr 1939 begeben hat, beträgt 
4896 Millionen Reichsmark. Der Reingewinn wird mit 
10,2 Millionen Reichsmark ausgewieſen. — Der Kapitalaufbau 
der Golddiskontbank iſt vereinfacht worden. Es ſind 
200 Millionen Reichsmark C⸗Aktien in A-Altien umgewandelt 
morden. Das Aktienkapital von 600 Millionen Reichsmark beſteht 
künftig aus den folgenden Aktiengruppen: 375 Millionen Reichs 
mark A⸗Aktien, 100 Millionen Reichsmark B-⸗Aktien, 125 Millionen 
Reichsmark Vorzugsaktien mit einer Verzinſung von 4 vom 
Hundert. 


Abſchluß der Deutſchen Verkehrs⸗Kredit⸗Bank für das Ge- 
ſchüftsjahr 1939. Die Deutſche Verkehrs⸗Kredit⸗Bank Ach in 
Berlin, die Bank der Deutſchen Reichsbahn, verzeichnet im Ge⸗ 
ſchäftsjahr 1939 einen weiteren Anſtieg. Die im Frachtſtundungs⸗ 
verfahren der Deutſchen Verkehrs⸗Kredit⸗Bank abgerechneten 
Frachten ſind um 16 vom Hundert geſtiegen. Die Gehührenein⸗ 


Wirtſchaftlich 


Gebühren und Beiträge der Gemeinden 

Die meiſten Gebühren und Beiträge der Ge⸗ 
meinden belaſten den Hausbeſitz. Das iſt insbeſondere 
bei den Gebühren und Beiträgen für Müllabfuhr, Straßenreini⸗ 
gung und Kanaliſation der Fall. Erhöhungen ſolcher Ge⸗ 
bühren und Beiträge müſſen in der Regel auf die Mieter 
abgewälzt werden. Es müſſen jedoch während des Krieges 
Mieterhöhungen grundſätzlich vermieden werden. 


Der Reichsminiſter des Innern hat deshalb im Einvernehmen 
mit dem Reichsminiſter der Finanzen und dem Reichskommiſſar 
für die Preisbildung durch Erlaß vom 21. Juni 1940 (Reichs⸗ 
miniſteralblatt für die innere Verwaltung S. 1205) die Ge⸗ 
meinden des Altreichs und der Reichsgaue der 
Oſtmark erſucht, Gebühren und Beiträge für ſolche 
Einrichtungen, die ſchon vor dem 1. September 1939 beſtanden 
haben und weder erweitert noch verändert worden find, grund- 
ſätzlich nicht zu erhöhen. Das gilt auch dann, wenn die zur 
Zeit geltenden Gebühren die Unkoſten nicht decken. 


Die Gemeinden dürfen dem Erlaß gemäß gebühren⸗ 
oder beitragspflichtige Einrichtungen während des Kriegs 
grundſätzlich nicht neu ſchaffen oder erweitern. Muge 
nahmen ſind nur zuläſſig, wenn die Neuſchaffung der Einrich⸗ 
tung oder ihre Erweiterung unbedingt erforderlich iſt. 
Das wird insbeſondere dann der Fall ſein, wenn ſich Gemeinden 
während des Kriegs durch große induſtrielle Neubauten 
und damit verbundene Siedlungsvorhaben weſentlich er- 
weitern. Die Gebühren find in dieſen Fällen fo feſtzu⸗ 
ſetzen, daß fie die Verwaltungs- und Unterhaltungs⸗ 
koſten der Veranjialtung einſchließlich der Aufwendungen für 
die Verzinſung und Tilgung des aufgewendeten Kapi— 
tals decken. Es darf den Gemeinden darüber hinaus eine 
zuſätzliche Einnahme nicht entſtehen. 


Eine beſondere Regelung für Anliegerbeiträge iſt 
vorbehalten geblieben. Ki. 


er Beobachter 


nahmen aus der Frachtſtundung haben ſich von 1,37 Millionen 
auf 1,59 Millionen Reichsmark erhoht. Der Anteil der geſtundeten 
Frachten am Frachtaufkommen der Reichsbahn hat 63,8 Gom 
Hundert betragen. — Der Reingewinn der Geſellſchaft wird 
mit 563 000 RM ausgewieſen. Es wird ein Gewinnanteil bon 
T bom Hundert ausgeſchüttet. 


Abſchluß der Gothaer Lebensverſicherungsbank für das Ge- 
ſchäftsjahr 1939. Die Gothaer Lebensverſicherungsbank ach hat 
im Geſchäftsjahr 1939 ihren Aufſtieg fortgeſetzt. Das Arbeits⸗ 
gebiet der Geſellſchaft iſt durch die Vergrößerung des deutſchen 
Wirtſchaftsraums weſentlich erweitert worden. Der Neuzugang 
an abgeſchloſſenen Verſicherungen iſt um 24 vom Hundert höher 
geweſen als im Geſchäftsjahr 1938. Es ergibt ſich unter Berück⸗ 
ſichtigung der Abgänge ein Reinzugang von 81 Millionen 
Reichsmark, gegenüber 64 Millionen Reichsmark im Geſchäfts⸗ 
jahr 1938. Der Beſtand an Wertpapieren iſt von 
72,52 Millionen Reichsmark auf 85,58 Millionen Reichsmark ge⸗ 
ſtiegen. Der Jahresüberſchuß wird mit 8,89 Millionen 
Reichsmark ausgewieſen. Er wird den Überſchußrücklagen der 
Bank zugeführt. 


Abſchluß der Vadiſchen Kommunalen Landesbank und Giro⸗ 
zentrale. Die Badiſche Kommunale Landesbank und Girozentrale 
hat fih im Geſchäftsjahr 1939 günſtig entwickelt. Die Bilanz⸗ 
ſumme iſt von 265 Millionen Reichsmark auf 305 Millionen 
Reichsmark geſtiegen. Der Umſatz hat ſich von 7,07 Milliarden 
Reichsmark auf 7,63 Milliarden Reichsmark erhöht. Die Bank hat 
im Geſchäftsjahr 1939 die Genehmigung erhalten, zehn Millionen 
Reichsmark Kommunalſchuldverſchreibungen und 2½ Millionen 
Reichsmark Pfandbriefe neu auszugeben. Der Beſtand an 
Schatzwechſeln und an unberzinzlichen Schatzanweiſungen beträgt 
56,31 Millionen Reichsmark. Der Reingewinn wird mit 
584 000 Reichsmark ausgewieſen. Das Stammkapital wird mit 
4½ bom Hundert verzinſt. 


Neuregelung der Aufgaben der Haupttreuhandſtelle Oft. Die 
Aae eee Oſt hat im weſentlichen die folgenden Auf⸗ 
gaben: 


| 


